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 29/Jahrgang 2012 15.08.2012 
 
 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis auf der letzten Seite 
 

 
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Jan Ludwiczak, Bachstr. 12, 45468 
Mülheim an der Ruhr, unter dem Aktenzeichen 
50-34.1292/12 am 24.07.2012 erlassene Buß-
geldbescheid konnte nicht zugestellt werden, da 
der Betroffene dort postalisch nicht zu erreichen 
ist. 
 
Der Bußgeldbescheid wird hiermit gemäß § 1 
Landeszustellungsgesetz in Verbindung mit § 15 
Verwaltungszustellungsgesetz öffentlich zu-
gestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Sozialamt (Bußgeldstelle Pflegever-
sicherung) Mülheim an der Ruhr, Ruhrstr. 1, 
Zimmer 25, eingesehennwerden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 02.08.2012 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 S p i l l e r 
 
 
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Janine Buka, Rönneckerroth 15, 
57392 Schmallenberg, unter dem Aktenzeichen 
32-32.4.005141120/8 am 18.04.2012 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 18.04.2012 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungs-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG 
NRW) öffentlich zugestellt. 

Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am 
Rathaus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 02.08.2012 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 S i e g m u n d  
 

 
 

Öffentliche Zustellung eines Gebührenbescheides 
 

Der gegen Adam Georg Sojka, Düsseldorfer Str. 
112, 45481 Mülheim an der Ruhr, unter Akten-
zeichen 33.1.02 / MH-KN290 am 18.07.2012 er-
lassene Gebührenbescheid kann nicht zugestellt 
werden, weil der Betroffene unter der o. g. An-
schrift nicht anzutreffen ist. 
 
Der Gebührenbescheid wird hiermit gemäß § 1 
Landeszustellungsgesetz (LZG NRW) in Ver-
bindung mit § 10 LZG NRW öffentlich zugestellt. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Der 
Gebührenbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG 
NRW). 
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Nach Zustellung kann der Betroffene gegen den 
Gebührenbescheid innerhalb eines Monats Klage 
erheben. Der Gebührenbescheid kann von dem 
Betroffenen beim Bürgeramt Mülheim an der 
Ruhr, Löhstr. 22 – 26, Zimmer 209, eingesehen 
werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 31.07.2012 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 L a u t e r f e l d 
 
 
 
Öffentliche Zustellung eines Gebührenbescheides 

 
Der gegen Stanislav Kostadinov, Im Vogelpoth 
29, 44867 Bochum, unter Aktenzeichen 33.1.41 / 
BO-KI409am 01.08.2012 erlassene Gebühren-
bescheid kann nicht zugestellt werden, weil der 
Betroffene nach unbekannt verzogen ist. 
 
Der Gebührenbescheid wird hiermit gemäß § 1 
Landeszustellungsgesetz (LZG NRW) in Ver-
bindung mit § 10 LZG NRW öffentlich zugestellt. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Der 
Gebührenbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG 
NRW). 
Nach Zustellung kann der Betroffene gegen den 
Gebührenbescheid innerhalb eines Monats Klage 
erheben. Der Gebührenbescheid kann von dem 
Betroffenen beim Bürgeramt Mülheim an der 
Ruhr, Löhstr. 22 – 26, Zimmer 209, eingesehen 
werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 03.08.2012 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 L a u t e r f e l d 
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Öffentliche Bekanntmachung 
zu der Vertretung im Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr 

- Ersatzbestimmung nach dem Kommunalwahlgesetz - 

 

 

Herr Siegfried Fink hat durch Erklärung am 22.06.2012 mit Wirkung zum 31.07.2012 auf sein Mandat im 

Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr verzichtet. 

Als Wahlleiterin für das Wahlgebiet Mülheim an der Ruhr habe ich die Nachfolge im Rat der Stadt fest-

gestellt. 

 

Nach dem von der SPD-Fraktion eingereichten Reservelistenwahlvorschlag für die Kommunalwahlen am 

30.08.2009 ist Herr Marc Dissel, Lothringer Weg 7a, 45481 Mülheim an der Ruhr (Reservelistenplatz 12), 

als Nachfolger für Herrn Fink zum Stadtverordneten im Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr ab dem 

01.08.2012 gewählt. 

Herr Dissel hat seine Wahl durch Erklärung am 23.07.2012 angenommen. 

 

Die Ersatzbestimmung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

 

Nach § 39 Absatz 1 i.V.m. § 45 Absatz 2 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) kann gegen die Gültigkeit dieser 

Ersatzbestimmung jede/r Wahlberechtigte des Wahlgebietes, die für das Wahlgebiet zuständige Leitung 

solcher Parteien und Wählergruppen, die an der Wahl teilgenommen haben sowie die Aufsichtsbehörde 

binnen eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch erheben, wenn sie eine Entscheidung über die Gültigkeit 

der Ersatzbestimmung für erforderlich halten. Der Einspruch ist bei der Wahlleiterin schriftlich einzureichen 

oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 

 

Vom Tage dieser Bekanntmachung ab läuft die Frist zur Erhebung eines Einspruchs gemäß 

§ 63 Abs. 2 Kommunalwahlordnung (KWahlO). 

 
 
   Mülheim an der Ruhr, den 02.08.2012 
    
   Die Oberbürgermeisterin 
   und Wahlleiterin      
   I. A. 
 
   D ö b b e 
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Bekanntmachung 

Änderungsverfahren nach § 76 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW in Verbindung mit § 
20 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung für die Errichtung und den 
Betrieb einer Rohrfernleitungsanlage zum Transport von gasförmigem Kohlenmonoxid von 

Köln-Worringen nach Krefeld-Uerdingen im Gebiet der Städte Köln, Monheim am Rhein, 
Langenfeld, Solingen, Hilden, Erkrath, Düsseldorf, Ratingen, Mülheim an der Ruhr, Duisburg 

und Krefeld 

 

Die Bayer Material Science AG (BMS), Kaiser-Wilhelm-Allee 1, 51368 Leverkusen, nachfolgend Antrag-
stellerin, hat bei der Bezirksregierung Düsseldorf einen Antrag auf Änderung des Planfeststellungsbe-
schlusses für die Errichtung und den Betrieb einer Rohrfernleitungsanlage zum Transport von gas-
förmigem Kohlenmonoxid von Köln-Worringen nach Krefeld-Uerdingen vom 14.02.2007 gemäß § 76 Ab-
satz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) gestellt. Der Antrag vom 11.04.2011 wurde mit 
aktualisierten Antragsunterlagen vom 21.06.2012 vervollständigt. Für die Durchführung des Plan-
änderungsverfahrens gelten gem. § 20 Abs. 1, § 21 und § 22 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 72 Abs. 1, 1. Halbsatz und § 1 Abs. 3 VwVfG die §§ 72 bis 78 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW). 

 

Die Trasse der Rohrfernleitungsanlage verläuft durch die Kommunen Köln, Monheim am Rhein, Langen-
feld, Solingen, Hilden, Erkrath, Düsseldorf, Ratingen, Mülheim an der Ruhr, Duisburg und Krefeld. 

 

Nur für Köln 

Mit Erlass vom 30.01.2012 – IV-2-50.31.30.3- hat das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW der Bezirksregierung Düsseldorf die Zu-
ständigkeit für Bereiche des Vorhabens, die grundsätzlich in den örtlichen Zuständigkeits-
bereich der Bezirksregierung Köln fallen, übertragen.  

 

In diesem Planänderungsverfahren ist die Bezirksregierung Düsseldorf die zuständige Behörde (Nr. 7.8.1 
des Anhangs II der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz [ZustVU]) für die Anhörung und die Ent-
scheidung über die Zulässigkeit des Änderungsantrages.   

Die beantragten Planänderungen betreffen das Geo-Grid-System und das Kompensationsflächenkonzept 
auf der gesamten Trasse, die Übergabestationen auf den Werksgeländen in Dormagen und Uerdingen, 
sowie Rohrmaterial, Mantelrohre und die Lage der Rohrfernleitung an einzelnen Stellen. 

Nach mehreren vorangegangen Planänderungen in nicht-öffentlichen Verfahren wurde festgestellt, dass 
die mit vorliegendem Antrag dargestellten Änderungen nicht solche von unwesentlicher Bedeutung sind, 
sodass es gem. § 76 Abs. 1 VwVfG NRW eines Planfeststellungsverfahrens bedarf.  

Die Unterlagen zur Planänderung, einschließlich der Unterlagen für die Umweltverträglichkeitsunter-
suchung, sind öffentlich auszulegen. Die Öffentlichkeit erhält dadurch Gelegenheit, zu den geplanten 
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Änderungen Stellung zu nehmen. Durch die Auslegung der Unterlagen zur Planänderung erfolgt gleich-
zeitig die Anhörung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 9 Abs. 1 UVPG 
in Verbindung mit § 73 Abs. 3, 4 bis 7 VwVfG NRW.  

Für das Verfahren besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ge-
mäß § 3b UVPG.  

Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wer-
den Grundstücke innerhalb des Gemeinde-/Stadtgebietes beansprucht. 

 

Die Unterlagen zur Planänderung (Beschreibungen, Nachweise und Zeichnungen), aus denen sich Art und 
Umfang der beabsichtigten Änderung sowie die Umweltauswirkungen (Unterlagen gemäß § 6 UVPG) er-
geben, liegen gemäß § 73 Abs. 3 bis 5 VwVfG NRW für die Dauer eines Monats in der Zeit 

vom 22.08.2012 bis 21.09.2012 einschließlich 

während nachstehender Öffnungszeiten  
 

Montag bis Freitag von 8.00-12.30 Uhr 
 und Donnerstags zusätzlich von 14.00 - 16.00 Uhr 

 
 beim 

ServiceCenterBauen 
Hans-Böckler-Platz 5 

45468 Mülheim an der Ruhr 

zu Jedermanns Einsicht aus.  
Außerhalb dieser angegebenen Zeiten können persönliche Terminabsprachen vereinbart werden: Telefon: 
0208 / 455 - 7021 od. 0208 / 455 - 7000. 

Die Unterlagen zur Planänderung liegen im gleichen Zeitraum in allen betroffenen Kommunen (Köln, Mon-
heim am Rhein, Langenfeld, Solingen, Hilden, Erkrath, Düsseldorf, Ratingen, Mülheim an der Ruhr, 
Duisburg, Krefeld) zur Einsichtnahme aus. Die Auslegung wird durch die jeweilige Kommune vorher orts-
üblich bekannt gemacht. 

Die Planunterlagen enthalten aus Gründen des Datenschutzes keine Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse bestimmter oder bestimmbarer natürlicher Personen; Name und Anschrift der 
Eigentümer der betroffenen Grundstücke werden beispielsweise nicht genannt. In den Planunterlagen 
werden die betroffenen Grundstücke nur mit Katasterangaben bezeichnet. 

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei Wochen nach dem 
Ende der Auslegungsfrist, d.h. bis einschließlich 05.10.2012, schriftlich oder zur Niederschrift bei der/den 
o.g. Auslegungsstelle(n) oder bei der Bezirksregierung Düsseldorf, - Dezernat 54 -, Cecilienallee 2 in 
40474 Düsseldorf (unter Angabe des Aktenzeichens: 54.08.01.02) Einwendungen erheben.  

Die Einwendungen sollen eingehend begründet sein, betroffene Rechtsgüter bezeichnen und befürchtete 
Beeinträchtigungen benennen. 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind gem. § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Die Erhebung einer fristgerechten 
Einwendung setzt voraus, dass aus der Einwendung zumindest der geltend gemachte Belang und die Art 
der Beeinträchtigung hervorgehen, die Einwendung unterschrieben und mit einem lesbaren Namen und 
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Anschrift versehen ist. Einwendungen ohne diesen Mindestgehalt sind unbeachtlich.  

Die Bezirksregierung Düsseldorf bietet die Möglichkeit an, Einwendungen in rechtsverbindlicher 
elektronischer Form gemäß § 3a VwVfG NRW über das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach 
(EGVP) zu senden. Eine einfache Mail erfüllt diese Anforderungen nicht und bleibt daher unberücksichtigt. 

Wegen der diesbezüglichen Zugangsvoraussetzungen wird auf die Internetveröffentlichung unter 
http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/EGVP.html verwiesen.  

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form ver-
vielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), gilt für das Verfahren der-
jenige Unterzeichner als der Vertreter der übrigen Unterzeichner, der darin mit seinem Namen, seinem 
Beruf und seiner Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner bezeichnet ist, soweit er nicht von 
ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine (einzelne) natürliche Person sein 
(vgl. § 17 Abs. 1 VwVfG NRW).  

Gleichförmige Eingaben, die die vorgenannten Angaben (Bezeichnung eines Vertreters) nicht deutlich 
sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten, oder deren Vertreter nicht eine 
natürliche Person ist, können unberücksichtigt bleiben. Hierüber entscheidet die Planfeststellungsbehörde 
nach pflichtgemäßem Ermessen. Ferner werden gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt bleiben, 
als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben (vgl. § 17 Abs. 
2 VwVfG NRW). 

Rechtzeitig erhobene Einwendungen gegen den Plan werden in einem gesonderten Termin mündlich er-
örtert (Erörterungstermin).  

Diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Eingaben der Vertreter, 
werden von dem Erörterungstermin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vor-
zunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Der Einwender/ die Ein-
wenderin kann sich im Erörterungstermin durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Die Bevoll-
mächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde 
zu geben ist. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in einem  Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 

Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen, Teilnahme am Erörterungs-
termin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet. 

Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht im Planänderungsverfahren dem Grunde nach zu ent-
scheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsver-
fahren behandelt. 

Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde 
entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender kann durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 
 
  Düsseldorf, den 05.07.2012 
 Bezirksregierung Düsseldorf  
  - 54.08.01.02 - 
  I. A. 
  S i n d r a m 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

Einleitung eines Verfahrens zur Aufstellung des 

Bebauungsplanes „Mühlenfeld / Auf der Wegscheid – U 19“ 

 

 
vom 02.08.2012 

 
I 
 

 
Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 26.06.2012 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
„Der Planungsausschuss beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Mühlenfeld / Auf der Wegscheid – U 19“; der Bereich ist in den zur Vorlage gehörenden Zielplan (Anlage 
2) gekennzeichnet. 
 
Der Planungsausschuss beschließt die Aufhebung des Beschlusses zur Einleitung eines vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes für den Bereich „Hingbergstraße / Mühlenfeld“ Verfahrensbezeichnung: U 
19(v) vom 22.01.2008. 
 
Der Planungsausschuss nimmt weiterhin zur Kenntnis, dass im Bereich des Bebauungsplanes „Mühlenfeld 
/ Auf der Wegscheid – U 19“ städtebauliche Festsetzungen durch den Straßen- und Baufluchtlinienplan 
„Hingbergstraße“, förmlich festgestellt am 29.11.1949, bestehen, die mit Rechtskraft des neuen Be-
bauungsplanes außer Kraft gesetzt sind. 
Die förmliche Aufhebung wird im Zusammenhang mit dem Satzungsbeschluss durch den Rat der Stadt 
beschlossen.  
 
Der Planungsausschuss beschließt die Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB für die Dauer von vier Wochen. Hierzu wird den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit zur 
Information und zu Einzelgesprächen gegeben. Die Anhörung der Bürgerinnen und Bürger ist zusätzlich im 
Rahmen einer Öffentlichkeitsversammlung durchzuführen. Ziele und Zwecke der Planung sowie der Zeit-
punkt der Öffentlichkeitsbeteiligung werden im Amtsblatt bekannt gemacht. Die Unterlagen sind für einen 
Zeitraum von vier Wochen im Technischen Rathaus (HBP 5) auszuhängen. Die Verwaltung wird eine Zu-
sammenfassung des Ergebnisses der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung den Mitgliedern der Bezirks-
vertretung und des Planungsausschusses im Rahmen des Beschlusses zur öffentlichen Auslegung zuleiten. 
 
 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, einen unter Berücksichtigung der Erkenntnisse der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung sowie der Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange erarbeiteten Bebauungsplanentwurf dem Planungsausschuss zum Auslegungs-
beschluss vorzulegen. 
 
Die Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben im Gebiet des vorgesehenen Bebauungsplanes ist 
gemäß § 15 BauGB auszusetzen, soweit zu befürchten ist, dass die Durchführung der Planung durch das 
Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert werden würde.“ 
 
 

 

 

 

 

 



 

 
 
 

319 
 
 
 

II 
 
Ein Lageplan mit Darstellung des vorgesehenen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes wird unter Dar-
legung der Planungsziele gleichzeitig veröffentlicht. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) in Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. S. 685) und § 2 Abs. 4 Nr. 1 der Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO), öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine Ver-
letzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) beim Zustandekommen dieser Beschlüsse nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

 
b) diese Beschlüsse sind nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
 
c) die Oberbürgermeisterin hat die Beschlüsse des Planungsausschusses vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher  

gerügt und dabei ist die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 02.08.2012 
  
 Die Oberbürgermeisterin 
 I.V. 
 
 U l r i c h  E r n s t 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

Öffentlichkeitsbeteiligung für den 

Bebauungsplan „Mühlenfeld / Auf der Wegscheid – U 19“ 

 

 
 

I 
 
Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 26.06.2012 beschlossen, bei der Öffentlichkeitsbe-

teiligung gemäß § 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) für den Bebauungsplan „Mühlenfeld / Auf der 

Wegscheid – U 19“ folgende in Zeichnung und Text angegebenen allgemeinen Ziele und Zwecke der 

Planung öffentlich darzulegen: 

 

Durch die geplante Verlagerung der Sportanlage soll, in Anlehnung an das direkte Umfeld, die Fläche für 

eine Wohnbebauung entwickelt werden. Darüber hinaus soll die vorhandene Turnhalle durch die geplante 

Festsetzung „Fläche für den Gemeinbedarf“ gesichert werden und zusätzlich eine bauliche Erweiterungs-

option erhalten. 
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II 

 
Aushang und Beteiligung der Öffentlichkeit 

 
 
Zeichnung und Text über die allgemeinen Ziele und Zwecke und voraussichtlichen Auswirkungen der 

Planung werden in der Zeit vom 16.08.2012 bis 14.09.2012 einschließlich im Amt für Stadtplanung, 

Bauaufsicht und Stadtentwicklung ausgehängt. 

 

Zur Beteiligung der Öffentlichkeit stehen 

 

montags bis mittwochs von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr  

donnerstags von 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr 

sowie freitags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr  

 

Dienstkräfte des Amtes für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung im Technischen Rathaus, 

Hans-Böckler-Platz 5, 19. Etage – linke Flurseite, zur Verfügung. 

 

Bis zum Ende der Frist können Einzelgespräche geführt und etwaige Äußerungen zur Niederschrift vor-

getragen werden. 

Bei Bedarf können unter der Tel.: 0208 / 455 – 6100 weitere Termine vereinbart werden. 

 

Schriftliche Äußerungen können bis zum Ende des für die Anhörung festgelegten Zeitraumes an die Ober-

bürgermeisterin (Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung) gerichtet werden. 

 

Nähere Einzelheiten zur Planung können ab dem 16.08.2012 auch im Internet unter www.muelheim-

ruhr.de abgerufen werden. 

 
  Mülheim an der Ruhr, den 02.08.2012 
 
  Die Oberbürgermeisterin 
  I. V. 
 
  U l r i c h  E r n s t 
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III 
 

Einladung zur Öffentlichkeitsversammlung 
 
Der Planungsausschuss hat beschlossen, die Anhörung der Öffentlichkeit im Rahmen einer Öffentlichkeits-

versammlung durchzuführen. 

 

Diese Öffentlichkeitsversammlung findet am Donnerstag, den 30.08.2012, ab 18.00 Uhr, im Gemeinde-

saal der Kath. Kirchengemeinde St. Joseph, Hingbergstr. 389, 45472 Mülheim an der Ruhr, statt, 

 

Hierzu lade ich alle interessierten Bürgerinnen und Bürger ein. 

 

In dieser Öffentlichkeitsversammlung werden von der Verwaltung die Planungsziele erläutert, sowie 

Fragen beantwortet und Äußerungen der Öffentlichkeit entgegen genommen. 

 

  
 Mülheim an der Ruhr, den 02.08.2012 
 
 Der Bezirksbürgermeister der Bezirksvertretung 1 
 
 F e s s e n 
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Bekanntmachung 

der erneuten öffentlichen Auslegung für ein Änderungsverfahren  

in Bochum – 01 BO (Gartenmarkt Wattenscheider Hellweg) –  

des Regionalen Flächennutzungsplanes der Planungsgemeinschaft  

Städteregion Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 

Oberhausen 

 
 
 
Der Regionale Flächennutzungsplan (RFNP) der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr soll in einem 

Teilgebiet der Stadt Bochum geändert werden.   

 

Der Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr hat am 05.07.2012 beschlossen:  
 

1. Der Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr nimmt die Ergebnisse aus der förmlichen Beteiligung der 

Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (Anregungen und dies-

bezügliche Stellungnahmen der Verwaltung) zur Kenntnis. 

2. Der Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr beschließt die erneute öffentliche Auslegung und erneute Be-

teiligung der öffentlichen Stellen und sonstigen Träger öffentlicher Belange auf Grundlage des vor-

liegenden Planentwurfs für das Änderungsverfahren zum RFNP 01 BO (Gartenmarkt Wattenscheider 

Hellweg).  

 

Die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit und der öffentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange erfolgt gem. § 4a Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)  i. V. m. § 13 Abs. 3 Landes-

planungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) sowie § 10 Raumordnungsgesetz (ROG).  

 

Die Öffentlichkeit sowie die öffentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

können innerhalb einer Frist von einem Monat Stellungnahmen zu dem ausliegenden Änderungsentwurf 

abgeben. 

 

Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes hat Auswirkungen auf die Umwelt. Daher sind im 

Rahmen des o. g. Änderungsverfahrens gemäß § 9 ROG i. V. m. § 2 Abs. 4 BauGB Umweltprüfungen (UP) 

durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt worden. 

Es liegen die folgenden umweltrelevanten Stellungnahmen und Informationen vor: 

 
Synopsen der Anregungen im Rahmen der frühzeitigen und förmlichen Beteiligungen der öffentlichen 

Stellen und Personen des Privatrechts, der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der 

Öffentlichkeit. 

 

Diese Unterlagen können während der erneuten öffentlichen Auslegung eingesehen werden. 
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Die Planunterlagen (Entwurf des Änderungsplans, Begründung, Umweltbericht) sowie die nach Ein-

schätzung der Gemeinden der Planungsgemeinschaft wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-

bezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit  

 

vom 30.08.2012 bis 01.10.2012 (einschließlich)  

 

in den Städten der Planungsgemeinschaft öffentlich aus. 

 

In der Stadt Mülheim an der Ruhr können sie an den behördlichen Arbeitstagen wie folgt ein-

gesehen werden: 

 

im Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung: 

 Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, 17. Etage, linker Flur 

 montags bis freitags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

 montags bis mittwochs von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

 donnerstags von 14.00 bis 17.00 Uhr 

 

Auskunft erteilen: 

Bernd Geisel, Tel 0208/455-6102, Techn. Rathaus, 17. Etage, Raum 17.10 

Wolfgang Mohr, Tel. 0208/455-6112, Techn. Rathaus, Raum 17.05 

 
(Falls die Herren nicht erreichbar sind, hilft das Sekretariat des Amtes für Stadtplanung, Bauaufsicht und 

Stadtentwicklung (Tel. 0208/455-6100 , FAX 0208/455-6199) bei der Kontaktaufnahme gerne weiter.) 

 

Die Orte für die öffentlichen Auslegungen in den anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind den 

dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der Städteregion Ruhr 

(http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen oder 

bei der Geschäftsstelle Regionaler Flächennutzungsplan in Essen (Tel.: (0201) 88 61-210/-212) zu er-

fragen. 

 

Alle Planunterlagen sowie die Beschlussvorlage können auch auf den Internetseiten der Städteregion 

Ruhr eingesehen werden. 

 

Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zu der Begründung und zum Umweltbericht können 

während der Auslegungsfrist bis zum 01.10.2012 (einschließlich) schriftlich oder zur Niederschrift 

 
- bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Geschäftsstelle Regionaler Flächen-

nutzungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Essen, 
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- bei der Stadt Mülheim an der Ruhr, Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung, 

Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, 45468 Mülheim an der Ruhr 

 
- oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben werden. 

 

Stellungnahmen, die im Verfahren der erneuten Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig 

abgegeben worden sind, können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, 

sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 

Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 

 

Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. Haben mehr als 

50 Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung 

dadurch ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis bei der Stadt Mülheim an der 

Ruhr während der Dienststunden ermöglicht wird.  

 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für die 

öffentlichen Sitzungen des Rates und des Ausschusses für Wirtschaft, Stadtentwicklung und Mobilität nicht 

aufgeführt, d. h. es erfolgt grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. Die 

personenbezogenen Daten werden nur für Zwecke weiter verarbeitet, für die sie erhoben bzw. erstmals 

gespeichert worden sind (§ 13 Abs.1 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen). 

 

 

 Mülheim an der Ruhr, den 12. Juli 2012 

 Die Oberbürgermeisterin 

 D a g m a r  M ü h l e n f e l d 
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Widmungsverfügung 
Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NRW S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355); zuletzt ge-

ändert durch das Erste Gesetz zum Bürokratieabbau (Bürokratieabbaugesetz I) vom 13.03.2007 (GV. 

NRW. S. 133), wird die  „Richard-Gerlach-Straße“ in der im zugehörigen Widmungsplan schraffiert ge-

kennzeichneten Erstreckung mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen öffentlichen Fahrzeug- und Fuß-

gängerverkehr (Anliegerverkehr)   und in der gekreuzt  gekennzeichneten Erstreckung dem öffentlichen 

Fußgängerverkehr gewidmet.   

 

Straßengruppe:   Gemeindestraße 

Straßenuntergruppe:   Anliegerstraße 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. 

Die Klage ist beim Verwaltungsgericht in 40213 Düsseldorf, Bastionstraße 39, schriftlich einzureichen oder 

zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 

 

Hinweise: 

Die Klage ist gegen die Stadt Mülheim an der Ruhr zu richten. Sollte die Klagefrist durch das Verschulden 

einer bevollmächtigten Person versäumt werden, so würde deren Verschulden der/dem Klageerhebenden 

zugerechnet. 

Falls die Klage schriftlich erhoben wird, empfiehlt es sich, ihr zwei Abschriften beizufügen. 

Die Begründung der Widmungsverfügung kann im Technischen Rathaus der Stadt Mülheim an der Ruhr, 

Amt für Verkehrswesen und Tiefbau, Hans-Böckler-Platz 5, Zimmer 10.21, eingesehen werden. 

 

Bestimmung des Zeitpunktes der Bekanntgabe der Widmungsverfügung 

Gemäß § 41 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein- Westfalen in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 12.11.1999 (GV. NRW. S. 602); zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 17.12.2009 (GV. NRW. S. 861), gilt die Widmungsverfügung an dem auf die Bekannt-

machung folgenden Tag als bekannt gegeben. 

 

 Mülheim an der Ruhr, den  27.07.2012 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 J a n s e n 
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